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Berlin den 4. Febr. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem General-⸗Lieutenant von Zollicoffer, Kommandanten von Breslau, den 
Rothen Adler- Orden erſter Klaſſe mit Eichenlaub; dem Superintendenten Reis 
chenbach in Sorau und dem Kurfürſtlich Heſſiſchen Geueral⸗Muſik-Direktor und 
Hoſ⸗Kapellmeiſter Spohr in Kaſſel den Rothen Adler-Orden dritter Klaſſe; dem 
bei der General- Lotterie « Direktion angeſtellten Kanzleirath Schütze den Rothen 
Adler⸗Orden vierter Klaſſe; jo wie den evangeliſchen Schullehrern Adam zu 
Groß⸗Krebbel und Pohl zu Radegosé, im Regierungs⸗Bezirk Poſen, das Allge— 
meine Ehrenzeichen zu verleihen; den bisherigen Ober-Landesgerichts-Aſſeſſor Jo- 
hann Karl Hagens zu Glogau zum Rath bei dem Ober-Landesgericht in Pa⸗ 
derborn zu ernennen; und dem Kaufmann und Steinkohlenhändler Friedrich 

Auguſt Maaß hierſelbſt das Prädikat eines Hof⸗Lieferanten zu verleihen. 


Se. Ercellenz der General-Lieutenaut und Commandeur der 7ten Divifion, 
von Bockelmann, iſt von Magdeburg, und der Schloßhauptmann von Bres⸗ 
lau, Graf von Schaffgotſch, iſt von Breslau hier angekommen. 


Im Laufe des Tages iſt ein Nachlaß des Fiebers und eine Verminderung der 
Bruſtbeſchwerden bei Ihrer Majeſtät der Königin eingetreten. 
Berlin, den 4. Februar 1847, Abends 7 Uhr. 
Dr. Schönlein. Dr. von Stoſch. Dr. Grimm. 


Ihre Majeftät die Königin haben nach Mitternacht einige Stunden mit Uns 
terbrechung geſchlafen; dieſen Morgen aber, beim Erwachen, trat wieder quälen⸗ 
der Huſten ein, jedoch obne Steigerung des Fiebers. 

Berlin den 5. Februar 1847, Morgens 9 Uhr. 

Dr. Schönlein. Dr. von Stoſch. Dr. Grimm. 


1 Ruffifhe Einverleibung Polens und deren handelspoli— 
tiſche Bedeutung für Preußen 26) — Während jetzt das Gerücht von 
der bed orſtehenden Etnverleibung des Königreichs Polens in den Kaiſerſtaat 
die Runde durch die Zeitungen macht, iſt dieſelbe bereits vollzogen. De facto 
war Polen ſchon ſeit der Unterdrückung des Aufſtaudes vom Jahre 1830 nichts 
mehr als eine Ruſſiſche Provinz, die allerdings noch eine Zeit lang nach ihren 
früheren Geſetzen verwaltet wurde, dieſer aber nach und nach verluſtig ging. Nach Ein⸗ 
führung eines neuen, mit dem Ruſſiſchen völlig übereinſtimmenden Straf-Geſetzes 
war faſt kein bemerkbarer Unterſchied mehr zwiſchen der Verwaltung des König⸗ 
reichs Polen und der jedes andern Ruſſ. Gouvernements. Das Einzige, was 
außer einigen Inſtituten, wie z. B. des Hypothekenamts z., bisher daran erinnern 
konnte, daß Polen ein zwar dem Kaiſerſtaat unterworfenes, aber font von ihm 
geſondertes Reich bilde, waren einige Beſchränkungen des gegenſeitigen Handels— 
verkehrs und die Poſt⸗Geſetzgebung. Auch dies hat ſich jetzt geändert. Rußland 
hat, ohne fie geradezu wörtlich auszufprechen, die Einverleibung nach und nach 
chatſächlich vollzogen, durch die Erklärung Polens zum 13. Bezirk der Land- und 
ia ler » Verbindung des Kaiſerreichs, nunmehr wirklich beendet. In Folge 

ſer letzten Erklärung erwartet man, daß binnen Kurzem völlig freier Verkehr 
Yen Polen und Rußland eintreten werde, doch werden dadurch die Grenzzoll— 
Wat le zwiſchen Polen und den übrigen Nachbarſtaaten, wenigſtens in bemerkbarer 
2 Ass gerade nicht verändert werden, da dieſer Fall bereits durch den vor ungefähr 
oder I erſchienenen neuen Zolltarif für Polen, der mit dem für Rußland ganz, 
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geweſen zu fein ſcheint. Jetzt iſt das Königreich als 13ter. Bezirk der Land⸗ und 
Waſſer⸗Verbindung des Kaiſerreichs zugleich das 13te Departement des Finanz⸗ 
Miniſteriums geworden und dadurch die Aufhebung der getrennten Verwaltung 
bedingt und ausgeſprochen worden. In welcher Weiſe dieſelbe näher geordnet 
werden wird, darüber hat noch nichts Beſtimmtes verlautet, doch läßt ſich nicht 
erwarten, daß eine Trennung in mehrere von einander unabhängige Gouvernements 
Statt finden werde. Im Gegentheil wird unbedingt Warſchau der Centralpunkt 
für die Verwaltung des ganzen Landes bleiben, und nur dieſe letztere mit der des 
Kaiſerreichs in völlige Uebereinſtimmung und Verbindung gebracht werden. 

Alles dieſes geht offen vor aller Augen vor, ohne daß anſcheinend von 
andern Kabinetten nur einiges Gewicht darauf gelegt wird. Allerdings 
hat Rußland durch ſeine Maßnahmen in der Geſetzgebung und Verwal⸗ 
tung die Einverleibung Polens fo vorſichtig und umſichtig vorbereitet, daß 
jetzt der Schlußakt, die Erklärung des Königreichs zum 13ten Departement der 
Finanzverwaltung, durchaus kein Aufſehen erregen kann, weil dadurch in den 
Verhältniſſen des Landes und zwar, weder in Bezug auf den inneren noch äußeren 
Verkehr, noch in den Rechtsverhältniſſen, eine empfindliche Veränderung herbeige⸗ 
führt wird, ſondern im Gegentheil Polen nur noch wünſchen kann, daß nun auch 
noch die letzten Schranken, welche es von Rußland trennen, hinweg genommen 
werden, nämlich die Beſchränkung des gegenſeitigen Handelsverkehrs und die be⸗ 
ſondere Poſt⸗Geſetzgebung, deren hohe Taxen den innern Verkehr hemmen. Abge⸗ 
ſehen von der rein politiſchen Bedeutung dieſer Veränderungen, haben dieſelben 
für Preußen, weun ſich auch die Folgen davon nicht ſofort auffallend zeigen ſollten, 
dennoch auch in handels-politiſcher Hinſicht ein großes, ſchwer laſtendes Gewicht. 
Die Verarmung der Preuß. Grenz⸗Provinzen hat zum großen Theil ihren Grund 
in der durch die Ruſſ. Grenzſperre herbeigeführten Zerſtörung ihres Handels und 
gewerblichen Verkehrs mit Polen. Durch die völlige Ruſſifizirung Polens wird 
die Wiederanknüpfung derſelben, bis dahin, wo Rußland das Abſperrungsſyſtem 
für ſich ſelbſt aufzuheben gezwungen fein ſollte, was aber gar nicht abzuſehen iſt, 
eines Theils rein unmöglich gemacht, anderen Theils wird Polen ſelbſt durch die 
noch bevorſtehende Aufhebung der Handelsbeſchränkungen mit Rußland immer mehr 
auf Rußland hingewieſen. 

Wir müſſen es der Regierung überlaſſen, welche Maßregeln ſie gegen dieſe 
Verfahrungsart Rußlands anzuwenden geeignet findet, welche Deutſchland immer 
immer mehr vom Oſten trennt und auf ſich ſelbſt zurückdrängt. Jedenfalls er⸗ 
ſchien es uns nothwendig, die Aufmerkſamkeit auf dieſen Gegenſtand zu lenken. 

(B. N. d. O.) 

Berlin den 4. Febr. (Allg. Pr. Ztg.) Nachdem einheimiſche und fremde 
Blätter aller Farben ſeit einem vollen Jahre von Zeit zu Zeit die Publikation eines 
Preußiſchen Grundgeſetzes als nahe bevorſtehend angekündigt und das Datum deſ⸗ 
ſelben an dieſe oder jene Erinnerung aus der Preußiſchen Geſchichte geknüpft, 
wenn aber dieſer Tag ohne das verkündete Ereigniß vorübergegaugen war, nach 
einem anderen ſolchen Tage geſucht hatten; nachdem über den Juhalt des zu et⸗ 
wartenden Geſetzes alle mögliche, gereimte und ungereimte Konjekturen aufgeſtellt 
und mit größerer oder geringerer Zuverſicht als der richtige Tenor bezeichnet waren; 
als endlich die fo oft getäuſchte Erwartung des Publikums ſchon zu erſchlaffen bes 
gaun und man wenig mehr auf dergleichen Prophezeiungen achtete, it das große 
Geheimniß, — vielleicht Vielen noch unerwartet — nunmehr durch die in unſe⸗ 
rem geſtrigen Blatte abgedruckten ſtändiſchen Geſetze gelöſt. Wir ſehen, daß die⸗ 
ſelben am 3. Februar, alſo an dem Tage erlaſſen find, an welchem vor 24 Jah⸗ 
ren unſer in Gott ruhender hochherziger König feine Jugend zu den Waffen rief, 
und den wir daher mit Recht als den Anfangspunkt einer unvergeßlichen Reihe von 
Ereigniſſen bezeichnen, denen nicht allein das Preußiſche, denen das geſammte 
Deutſche Vaterland ſeine jetzige Größe und Blüthe verdankt. Knüpfen wir 
daran die frohe Hoffnung, daß auch die neuen ſtändiſchen Geſetze der Anfangs⸗ 
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punkt einer großen glänzenden Epoche unſeres theuren Vaterlandes fein werden, 
daß, wie vor 34 Jahren die vereinte Kraft des mit ſeinem Könige innigſt ver⸗ 
bundenen Volkes den gemeinſamen Feind beſiegte, ſo auch jetzt das herzlichſte 
Vertrauen zwiſchen dem Könige und ſeinem Volke auf dem nun zu betretenden 
Wege die geſchäftigen Feinde beſiegen werde, welche ſich zwiſchen Beide zu drängen 
eifrig bemüht ſind, um aus der Zwietracht Schwäche, aus der Schwäche den 
Umſturz zu bereiten, damit ſie auf den Trümmern des alten ihr eigenes Regi⸗ 
ment — das Regiment der Gottloſigkeit, der Willkür und Unordnung — anfzus 
richten vermochten! : 

Sehen wir auf den Inhalt der neuen Geſetze, ſo unterliegt es keinem Zweifel, 
daß alle diejenigen, welche ein Staatsgrundgeſetz, eine eonſtitutionelle Charte im 
modernen Sinne des Wortes erwartet haben möchten, ſich getäuſcht finden wer— 
den. — War aber eine ſolche Erwartung — ganz abgeſehen davon, ob ſie an 
und für ſich verſtändig oder unverſtändig — irgend wie begründet? Wir ant⸗ 
worten entſchieden: „Nein.“ — Was der König wollte, das hatte Er in dem 
Preußiſchen Huldigungs-Abſchiede vom 9. September 1840 deutlich ausgeſpro⸗ 
chen, in den Worten: 


„Was nun aber bei der Bitte um fünftige Erweiterung der ſtändiſchen Ver⸗ 
faſſung die Bezugnahme auf dieſe Verordnung vom 22. Mai 1815 betrifft, 
ſo ſinden Wir Uns durch die Bezugnahme bewogen, zur Hebung jedes künfti— 
gen Zweifels und Mißverſtändniſſes Uns über dieſen Gegenſtand mit dem gan— 
zen offenen Vertrauen guszuſprechen, welches das Verhältniß Deutſcher Für— 
ſten, ihren Deutſchen Ständen gegenüber, von Alters her bezeichnet hat. Die 
Ergebniſſe, welche Unſer in Gott ruhender Herr Vater bald nach Erlaß der 
Verordnung vom 22. Mai 1815 in anderen Ländern wahrnahm, bewogen 
Ihn, wie Wir davon auf das unzweifelhafteſte unterrichtet find, die Deutung, 
welche mit Seinen Königlichen Worten verbunden wurde, in reifliche Ueberle— 
gung zu ziehen. In Erwägung der heiligen Pflichten Seines von Gott Ihm 
verliehenen Königlichen Berufes beſchloß Er, Sein Wort zu erfüllen, indem 
Er, von den herrſchenden Begriffen ſogenannter allgemeiner Volksvertretung, 
um des wahren Heiles Seines Ihm anvertrauten Volkes willen, ſich fern hal— 
tend, mit ganzem Ernſte und mit innerſter Ueberzeugung den naturgemäßen, 
auf geſchichtlicher Entwickelung beruhenden und der Deutſchen Volksthümlichkeit 
entſprechenden Weg einſchlug. Das Ergebniß Seiner weiſen Fürſorge iſt die 
allen Theilen der Monarchie verliehene Provinzial- und kreisſtändiſche Verfaſſung. 

Sie hat eine auf Dentſchem Boden wurzelnde geſchichtliche Grundlage, die 
Grundlage ſtändiſcher Gliederung, wie dieſe durch die überall berückſichtigten 
Veränderungen der Zeit geſtaltet worden. Sorgfältig iſt ein die freie organi⸗ 
ſche Entwickelung hinderndes Abſchließen der natürlichen Stände des Volkes 
auf der einen und ein Zuſammenwerfen derſelben auf der anderen Seite yer- 
mieden worden. Uns iſt die Ehre zu Theil geworden, an dieſem Werke mit 
zu helfen, und es hat von feiner Eutſtehung an bis auf dieſen Augenblick Un⸗ 
ſeren lebendigſten Antheil in Anſpruch genommen. Dieſes edle Werk immer 
treu zu pflegen, einer für das geliebte Vaterland und für jeden Landestheil im- 
mer erſprießlicheren Entwickelung entgegenzuführen, iſt Uns, die Wir entſchloſ— 
ſen ſind, auch in dieſer großen Angelegenheit den von Unſerem in Gott ruhen: 
den Herrn Vater betretenen Weg zu verfolgen, eine der wichtigſten und theuer— 
ſten Pflichten des Königl. Berufes, den Gottes Fügung Uns aufgetragen hat.“ 

Der König hatte dieſe Seine Abſicht mehrfach, namentlich ganz entſchieden 
in dem Landtags⸗Abſchiede für die Rheiniſchen Stände vom 30. December 1843, 
ausgeſprochen, indem es daſelbſt heißt: 
„Den das Weſen der Preußiſchen Verfaſſung verkennenden Anträgen Unſerer 
getreuen Stände, deren Sinn es iſt: 
„die Ausſchüſſe der Landtage in Reichsſtände zu verwandeln, 
müſſen Wir Unſere Genehmigung verſagen. 

„Den Weg, welchen Wir in dieſem Gebiete zu gehen entſchloſſen find, 
haben Wir mehrfach kundgethan. Auf dieſem Wege werden Wir Uns durch 
keinerlei Beſtrebungen hemmen, noch fortdrängen laſſen, vielmehr Verſuche, 
welche dahin gerichtet ſind, jederzeit mit Nachdruck zurückweiſen.“ 


Wer es wiſſen wollte, der wußte daher, daß keine Volks-Repräſentation 
nach einem mechaniſch berechneten Verhältniſſe der Repräſentanten zu den Provin— 
zen, Bezirken und Kreiſen, keine ſogenaunte Theilung der Gewalten zwiſchen 
König und Volk, ſondern nur eine Entwickclung der auf dem Boden der Deut— 
ſchen Geſchichte erwachſenen, im Jahre 1823 neu belebten eigentlichen ftändi- 
ſchen Verfaſſung zu erwarten war. 

Dieſe aber war wirklich zu erwarten, denn fie war nöthig aus verſchiedenen 
Gründen. Einmal, weil das Geſetz vom 17. Jannar 1820 die poſitive Beftim- 
mung enthält, daß neue eigentliche Staatsſchulden ohne Zuziehung und 
Mitgarantie der künftigen Reichsſtände nicht aufgenommen werden 
dürfen, eine Vorſchrift, welche den Staat bis zur Bildung eines centralftändifchen 
Inſtituts rechtlich kreditlos macht. Dann aber auch, weil das ſtändiſche Geſetz 
vom 5. Juni 1823 den Provinzialſtaͤnden die Begutachtung allgemeiner Geſetze 
nur ſo lange übertragen hat: N 

„als keine allgemeine ſtändiſche Verſammlung jtattfinden würde“, 
und dadurch ein Proviſorium konſtituirte, deſſen bevorſtehende Löſung immer Un⸗ 
rnhe und Ungewißheit herbeiführen mußte, während überdies die Unzweckmäßigkeit 
der Berathung allgemeiner Geſetze durch acht getrennte Landtage und die Schwie⸗ 
rigkeit, aus acht, oft ſehr von einander abweichenden Votis die wirkliche Total⸗ 


Anſicht der Stände herauszufinden oder vielmehr herauszufühlen, unſere Geſetzge⸗ 
bung ſehr ſchwerfällig machte. Endlich aber, weil der Mangel eines Organs 
zur Ausübung des die allgemeinen Intereſſen vertretenden Petitionsrechts die Pro- 
vinzial⸗Stände überall mehr oder weniger zu einer Ueberſchreitung des ihnen all ein 
überwieſenen provinziellen Petitionsrechts, und ſomit auf ein Feld führte, 
auf welchem ſie unmöglich orientirt ſein konnten. ö 

Es war demnach durch die beſtehende Geſetzgebung — beſonders durch das 
Geſetz vom 17. Januar 1820 — die Nothwendigkeit eines Fortſchrittes gegeben 
und auch die Richtung der Entwickelung angezeigt, im Uebrigen aber dem Geſetz— 
geber völlig freie Hand gelaſſen, indem das ſtändiſche Geſetz vom 5. Juni 1823 
nur beſagt: 

„Wann eine Zuſammenberufung der allgemeinen Landſtände erforderlich wird 
und wie fie dann aus den Provinzial-Ständen hervorgehen ſollen, dar— 
über bleiben die weiteren Beſtimmungen Unſerer landesherrlichen Fürforge vorbe— 
halten“, während das Staatsſchulden-Geſetz die Theilnahme der Stände bei der 
Kontrahirung neuer Schulden nur als „Zuziehung und Mit-Garantie“ 
bezeichnet. 

Es war die Aufgabe der uns jetzt vorliegenden Geſetzgebung, den bezeichneten 
Anforderungen zu genügen. Erwägen wir mit wenigen Worten, in welcher 
Weiſe dies geſchehen. 

Die ſtäͤndiſche Central⸗Verſammlung ſollte, wie wir geſehen haben, aus den 
Provinzial⸗Ständen hervorgehen; es wäre daher jede beliebige Compoſition der⸗ 
ſelden aus dieſen Elementen rechtlich möglich geweſen. — Um in dieſer Beziehung 
jede Willkür zu entfernen, um für große und wichtige Ereigniſſe eine Verſamm⸗ 
lung zu bilden, welche die ſtändiſchen Attributionen wirklich in ſich vereinigte, und 
gegen deren Legitimation auch nicht der leiſeſte Zweifel beſtehen kann, beruft der 
Geſetzgeber (wenn wir uns über Seine Intention nicht täuſchen) die Provinzial— 
Stände in ihrer Totalität zu Einem Vereinigten Landtage und überträgt dieſem die 
durch das Staatsſchulden-Geſetz der künftigen Central-Verſammlung vorbehaltenen 
Functionen bei der Kontrahirung neuer Schulden, jo wie das Recht zur Begut- 
achtung der allgemeinen Geſetze und das Petitionsrecht in Beziehung auf alle in- 
nere, nicht provinzielle Angelegenheiten. 

Er fügt zu dieſen Funktionen noch das wichtige, in der bisherigen Geſetzge⸗ 
bung den Ständen überhaupt nicht beigelegte Recht der Bewilligung neuer 
Steuern hinzu. 

Weil aber die häufige Wiederkehr der großen Verſammlung mit nicht geringen 
Unbequemlichkeiten und Koſten, auch die Berathung weitläuftiger Geſetze in ſol— 
cher mit Schwierigkeit und unverhältnißmäßigem Zeitaufwande verbunden ſein 
möchte, wird ein Theil dieſer Funktionen auf die bereits vorhandenen und zu 
ähnlichem Behuf ins Leben gerufenen ſtändiſchen Ausſchüſſe übertragen, während 
jedoch dem Vereinigten Landtage ausſchließlich vorbehalten bleiben: 

die Bewilligung neuer Staats-Anleihen und neuer Steuern und alle auf eine 
Veränderung der ſtändiſchen Verfaſſung ſich beziehenden Verhandlungen. 

Für diejenige ſtändiſche Mitwirkung bei dem Staatsſchuldenweſen endlich, 
welche unmöglich durch eine große Verſammlung ausgeübt werden kann, wird eine 
befoudere ſtändiſche Deputation gebildet. 

Neben dieſen Verſammlungen beſtehen die Provinzial-Stände genau in ihrer 
jetzigen Zuſammenſetzung fort, und wird ihnen von ihren Funktionen nur die aus⸗ 
ſchließende Begutachtung der allgemeinen Geſetze genommen, weil ihnen ſolch 
nur bis zu einem — jetzt eingetretenen — Ereigniß übertragen war. . 

Was unn die einzelnen Attributionen dieſer verſchiedenen Verſammlungen be⸗ 
trifft, ſo finden wir, daß b 

1) In Beziehung auf die Staatsſchulden unterſchieden iſt zwiſchen ſolchen, 
die für die Bedürfniſſe in Friedenszeiten kontrahirt werden, und zwiſchen fol- 
chen, die ein Krieg nothwendig machen möchte. 

Erſtere find unbedingt an die Zuſtimmung der Allgemeinen Stände = Ver 
ſammlung gebunden, womit der ſehr unbeſtimmte Ausdruck des Geſetzes vom 17. 
Januar 1820: „Zuziehung und Mit-Garantie“ in der den ſtaͤndiſchen Rechten 
günſtigſten Weiſe deklarirt iſt. Für Kriegsſchulden dagegen hat allerdings die 
Möglichkeit einer anderen Form gefunden werden müſſen, weil es einleuchtet, daß 
nicht unter allen Umſtänden die große Stände-Verſammlung einberufen werden 
kann, um Anleihen zu ſanetioniren, an deren ſchleunigſte Beſchaffung vielleicht die 
Eriſtenz des Vaterlandes gebunden iſt, daß eben ſo politiſche Conjunkturen eine 
ſolche Berufung unmöglich machen können, und daß endlich für dieſe Fälle das 
ſtrengſte Geheimuiß vielleicht das einzige Mittel ſein mag, den Bedarf unter er⸗ 
traͤglichen Bedingungen zu beſchaffen. Darum iſt für dieſe Fälle die in dem mehr⸗ 
erwähnten Staatsſchulden-Geſetz vorgeſehene ſtändiſche Zuziehung auf die als ein 
Organ der großen Verſammlung auftretende Deputation für das Staatsſchulden⸗ 
weſen und die Mitgarantie auf die nachträgliche Vorlage und Rechenſchaft be— 
ſchräntt. — Wir glauben, daß, ohne die weſentlichſten Gefahren für die Sicher⸗ 
heit des Vaterlandes ein Mehreres nicht geſchehen konnte, und hoffen, daß auf 
recht lange Zeit hinaus von dem gedachten Vorbehalten kein Gebrauch werde ge- 
macht werden müſſen. a 

2) In Beziehung auf das Steuer-Bewilligungsrecht. 

Den meiſten Ständen Deutſcher Lande ſtand nach älterer Verfaſſung das Recht 
der Steuer-Bewilligung zu, wobei jedoch Zölle und andere indirekte Abgaben ges 
wöhnlich zu den Regalien gezählt und der landesherrlichen Diseretion vorbehalten 
waren. Auch in einem Theil der Deutſchen Provinzen unſeres Staates hatte ſich 
dieſes Recht bis zur Kataſtrophe des Jahres 1806 erhalten. Seitdem war es 
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außet Gebrauch gekommen und durch die ſtändiſche Geſetzgebung des Jahres 1823 
nicht wieder ins Leben gerufen, indem daſelbſt für die Steuergeſetze ohne Unter⸗ 
chied nur der ſtändiſche Beirath erfordert wird. 

Wenn daher jetzt die Erhebung neuer und die Erhöhung der beſtehenden 
Steuern von der Zuſtimmung der Stände abhängig gemacht wird, ſo iſt dies zwar 
ein in früheren Berhältniſſen wurzelndes, aber nichtsdeſtoweniger freies Geſchenk 
Königlicher Gnade, welches wir mit um ſo größerem Danke glauben entgegenneh— 
men zu müſſen, als damit eine Offenheit der Finanz-Verwaltung unzertrennlich 
verbunden iſt, welche den Ständen und durch fie der Nation die Ueberzeugung von 
der zweckmäßigen und haushälteriſchen Verwendung der Staats-Einnahmen ge— 
währen oder ihnen Veranlaſſung gegeben wird, die Abſtellung etwaiger Mißbräuche 
zu erbitten, und welche zugleich am meiſten geeignet iſt, die böswilligen Gerüchte 
zu zerſtreuen, welche bald durch die Darſtellung einer grenzenloſen Finanznoth, 
bald durch die Behauptung einer widerſinnigen Anhänfung von Schätzen Unzufrie— 
denheit zu erregen bemüht ſind. 

Auch glauben wir an die Andeutung im §. 6. der Verordnung über die perio⸗ 
diſche Berufung der Ausſchüſſe die Hoffunng knüpfen zu dürfen, daß es die Ab- 
ſicht des Königs iſt, nicht nur dem Vereinigten Landtage, ſondern auch den Ver— 
einigten ſtaͤndiſchen Ausfchüffen jedesmal eine Ueberſicht des Finanz-Haushaltes 
vorzulegen. 8 

Was übrigens die rückſichtlich der Zölle und einiger anderer minder bedeuten: 
den indirekten Steuern in dem Geſetz vorgeſehenen Ausnahmen von dem Steuer 
Bewilligungsrecht betrifft, fo ſcheint ſolches nicht nur in den ſchon oben angedeu⸗ 
teten geſchichtlichen Verhältniſſen, ſondern auch deshalb völlig begründet zu ſein, 
weil Veränderungen, welche durch die Zeitumſtände ſo häufig geboten werden, 
unmöglich von der Zuſammenberufung einer großen Stände-Verſammlung abhän⸗ 
gig gemacht werden können, überdies aber auch der weſentliche Unterſchied bejteht, 
daß die Erhöhung einer direkten Steuer eine wirkliche Mehrbeläſtigung der Steuer— 
pflichtigen ift, während die Erhöhung eines indirekten Steuerſatzes keinesweges 
immer eine Vermehrung der Einnahme herbeiführt, vielmehr hier häufig das be— 
kannte Paradoxon eintritt: 2 mal 2 macht 1, und nicht ſelten die Steuerſätze 
gerade deshalb erhöht werden, weil man weniger einnehmen will, wie dies mehr 
oder weniger bei allen ſogenannten Schutzzöllen der Fall iſt. 

Der Vorbehalt wegen Erhebung von außerordentlichen Kriegsſteuern rechtfer— 
tigt ſich durch die Bemerkungen über die Kriegsſchulden. 

3) In Beziehung auf den ſtändiſchen Beirath für die Geſetzgebung ſind die Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 5. Juni 1823, dem Weſen nach, unverändert beibe— 
halten, ſo daß, wie es dort vorgeſehen, alle provinziellen Geſetze und diejenigen 


allgemeinen Geſetze, welche Veränderungen in Perſonen- und Eigenthumsrechten 


* in den Steuern zum Gegenſtande haben, von den Ständen begutachtet werden 
müſſen. Was aber die berathenden Behörden betrifft, ſo verbleiben die provin— 
ziellen Geſetze ausſchließlich den Provinzial-Ständen, während für die Begutach⸗ 
tung der allgemeinen Geſetze vorzugsweiſe der Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß be- 
ſtimmt wird, gleichwohl aber auch der Vereinigte Landtag kompetent iſt, die ihm 
während ſeiner Verſammlung vorzulegenden allgemeinen Geſetze mit voller rechtli— 
cher Wirkung zu berathen. Auch den Provinzial-Ständen ſoll letztere Befugniß 
nicht entzogen werden, wobei wahrſcheinlich ſolche Fälle berückſichtigt find, wo ein- 
ſache, an ſich wenig bedenkliche, aber eilige Geſetze zur Zeit der provinzialftändi- 
ſchen Verſammlungen vorbereitet find, und ſomit durch Vorlage an dieſelben die be— 
ſondere Einberufung des Vereinigten Ausſchuſſes erſpart werden kann. 

4) Das Petitionsrecht endlich verbleibt den Provinzialſtänden ungeſchmälert und 
unverändert, wie fie es bis jetzt beſeſſen haben, d. h. ſie dürfen nach den Worten des Ge— 
ſetzes vom 5. Juni 1823 Bitten und Beſchwerden, welche ſich auf das ſpezielle Wohl 
und Intereſſe der ganzen Provinz oder eines Theiles derſelben beziehen, dem Könige 
vortragen. Dagegen find für Bitten und Beſchwerden, welche nicht rein provinzielle 

utereſſen betreffen, in dem Vereinigten Landtage und in dem Vereinigten Ausſchuſſe 
AR geſetzliche Organe geſchaffen. Demerfteren fteht ſolches in dieſem Bereich unbe— 
dingt zu, indem nur durch die Bezeichnung innere Landes - Angelegenheiten die 
auswärtige Politik von den Gegenftänden der ſtändiſchen Verhandlungen ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. — Der Vereinigte Ausſchuß hat in dieſer Beziehung dieſelbe Befug— 
niß, mit der einzigen Ausnahme, daß alle auf Veränderung der ſtändiſchen Ver— 
faſſung ſich beziehende Gegenſtände von feinen Berathungen ausgeſchloſſen bleiben, 
anſcheinend weil die Regierung in ſo wichtigen Angelegenheiten nicht ohne den 
Beirath der großen, die ſtändiſchen Elemente in ſich vereinigenden Verſammlung 
handeln will. 

Die Zuſammenſtellung der Provinzial⸗Stände bleibt unverändert. 

Der Vereinigte Landtag beſteht, jo oft er eine entſcheidende Stimme abzugeben 
bat, aus der Verſammlung der acht Provinzial-Landtage, ohne die mindeſte Aen— 
krung des für ſolche geſetzlich beſtehenden Stimmen-Verhältniſſes, lediglich unter 
dem Hinzutritt der Stimmen der Prinzen des Königlichen Hauſes. 

Bei denjenigen Functionen dagegen, wo es ſich nur um die Abgabe eines 
ſüändiſchen Gutachtens handelt, trennt ſich der Herrenſtand, dem die Viril- und 

Meftiv. Stimmen des Ritterſtandes beigeſellt find, von der Verſammlung der ge— 

Men Deputirten der übrigen Stände. Es erſcheint daher der Herrenſtand, dem 
3 den Provinzial-Landtagen, ungeachtet feiner illuſtren Mitglieder, bei 
fee, geringeren Zahl in einzelnen Provinzen und bei dem gänzlichen Mangel der- 
bier in anderen, eine beſondere Stellung nicht augewieſen werden konnte, — 

„wo die Angelegenheiten des ganzen Landes verhandelt werden, in der ihm 

0 Deutſcher Gewohnheit gebührenden, äußerlich bevorzugten Stellung, welche 
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ihm gegeben werden konnte, ohne dadurch den Rechten der übrigen Stände irgend 
wie zu nahe zu treten *) ! 

Der Vereinigte Ausſchuß iſt in der durch die Geſetze vom 21. Juni 1842 
vorgeſchriebenen Zuſammenſetzung nur dadurch verändert, daß demſelben aus den⸗ 
jenigen vier Provinzen, deren Landtage keinen Herrenſtand haben, eben ſo viele 
Deputirte der Inhaber von Viril- und Kollektivſtimmen des Ritterſtandes hinzu⸗ 
treten, weil dieſe — nunmehr auf dem Vereinigten Landtage dem Herrenſtande 
zugeſellt — ſonſt ohne Vertretung in den Ausſchüſſen ſein würden. 

Es iſt dies die einfache Darſtellung des Eindrucks, welchen die vorliegende 
neue Geſetzgebung auf uns macht. 

Wir erkennen darin die Löſung der Aufgabe: unter Feſthaltung an dem Ber 
ſtehenden in möglichit einfacher Weiſe die Ausführung des Staatsſchulden-Geſetzes 
möglich und das Proviſorium des ſtändiſchen Geſetzes vom 5. Juni 1823 zu einem 
Definitivum zu machen; wir verehren in derſelben überdies das den Ständen über⸗ 
wieſene Steuerbewilligungsrecht als eine freie Zugabe des Königs. Uebrigens 
wiſſen wir ſehr wohl, daß es nicht die Form der Verfaſſung iſt, welche ein Volk 
glücklich und ſtark macht, ſondern der Geiſt, welcher ſie belebt; darum bauen wir 
unſere Zuverſicht nicht auf die Worte des Geſetzes, ſondern auf den Sinn für 
Wahrheit, Gerechtigkeit und Ordnung, den das Preußiſche Volk in jedem wichti⸗ 
gen Abſchnitt ſeiner Geſchichte bewieſen, und auf das feſte Band, welches Jahr⸗ 
hunderte einer großen ruhmvollen Geſchichte zwiſchen dem Könige und ſeinem 
Volke geknüpft haben. Wenn, wie wir zuverſichtlich hoffen, jeder zur Ausfüh⸗ 
rung der neuen Ordnung Verufene von den dem Throne zunächſt ſtehenben Prin⸗ 


) Der Vereinigte Landtag wird beftehen: 
1. Im Stande der Fürſten, Grafen und Herren. 
1) aus den groß jährigen Prinzen des Königlichen Hauſes, gegenwärtig 10 Stimmen; 
2) aus den Viril⸗, Kuriat- und Kollektiv-Stimmberechtigten des Herrenſtandes. Dies 
find zur Zeit: A. Aus der Provinz Preußen: a) Die Grafen zu Dohna Schlo- 
bitten, Dohna Schlodien, Dohna Lauck und Dohna Reichertswalde, als Beſitzer der 
die Graſſchaft Dohna bildenden Familien⸗Fideikommiſſe 4 Stimmen; b) der Graf von 
Kaiſerling, wegen der Graſſchaft Rautenburg 1 Stimme. B. Aus der Provinz 
Brandenburg: a) das Domkapitel zu Brandenburg; b) der Graf von Solms- 
Baruth, wegen der Herrſchaft Baruth; e) der Graf von Solms-Sonnenwalde, wegen 
der Herrſchaft Sonnenwalde; d) der Graf von Hardenberg, wegen Neuhardenberg; 
e) der Graf von Arnim, wegen Boytzenburg; k) der Graf zu Lynar, wegen der Stan⸗ 
desherrſchaft Lubbenau; g) der Fürſt zu Lynar, wegen der Standesherrſchaſt Drehna; 
h) der Graf von Houwald, wegen der Standesherrſchaft Straupitz; i) der Graf von 
der Schulenburg, wegen der Standesherrſchaft Lieberoſe; k) der Graf von Brühl, 
wegen der Standesherrſchaft Forſt und Pforten; 1) der Prinz Carolath, wegen der 
Standesherrſchaft Amtig. C. Aus der Provinz Pommern: a) der Fürſt zu 
Putbus, wegen der Grafſchaft Putbus. D. Aus der Provinz Schleſien: a) der 
Herzog von Brauuſchweig Dels, wegen Oels; b) der Fürſt von Lichtenſtein, wegen 
Troppau und Jägerndorf; c) die Herzogin von Sagan, wegen Sagan; d) der Kürft 
von Hatzfeld, wegen Trachenberg; e) der Fürſt von Schöneck⸗Carolath, wegen Caro⸗ 
lath; 1) der Herzog von Ratibor, wegen Natibor; g) der Herzog von Anhalt⸗Cöthen, 
wegen Pleß; h) der' Graf Hendel von Donnersmarck, wegen Ober-Beuthen; i) der 
Prinz Biron von Kurland, wegen Wartenberg; k) der Graf von Maltzahn, wegen 
Militſch; 1) der Graf v. Reichenbach wegen Goſchütz; m) der Prinz Friedrich der Nieder⸗ 
lande, wegen Muskau; u) der Graf v. Schaffgotſch, wegen Kienaſt; 0) der Graf v Hoch⸗ 
berg wegen Fürſtenſtein; p) der Herzog v. Württemberg, wegen Karlsruhe; 9) der Fürſt 
von Hohenlohe, wegen Koſchentin; r) der Graf von Stolberg-Wernigerode, wegen 
Peterswaldau; s) der Fürſt von Lichnowski, wegen Kuchelna; t) der Graf von San⸗ 
dreczki, wegen Langenbielau; u) der Graf von Oppersdorf, wegen Ober⸗Glogau; v) 
der Graf von Althan, wegen Mittelwatde; ») der Graf von Herberſtein, wegen Grei⸗ 
fenort; x) der Graf Vork von Wartenburg, wegen Klein⸗Oels; y) der Graf von 
Dohrn, wegen Neeſewitz; 2) der Graf von Burghans, wegen 3 E. Aus der 
Provinz Pofen: a) der Fuürſt von Thurn und Taxis, wegen rotoſchin; b) der 
Fürſt Sulkowski, wegen Reifen; e) der Fürſt Nadziwill wegen Przygodzice; d) der Graf 
Naczyuski. P. Aus der Provinz Sachſen: a) das Domkapitel zu Merfeburg; 
b) das Domkapitel zu Naumburg; e) der Graf zu Stolberg-Wernigerode; 4) der 
Graf zu Stolberg⸗Stolberg; e) der Graf zu Stolberg-Roßla; k) der Herzog von Deßau, 
wegen des Amtes Walternienburg; g) der Graf von der Aſſeburg, wegen Meisdorf. 
6. Aus der provinz Weſtphalen a) der Herzog von Aremberg; b) der Fürſt 
von Salm⸗Salm; e) der Fürſt von Sayn⸗Wittgenſtein⸗Berleburg; d) der Fürſt von 
Sayn⸗Wittgenſtein-Wittgenſtein; e) der Fürſt von Bentheim⸗Tecklenburg, Rheda; f) 
der Fürſt von Bentheim Steinfurt; g) der Fürſt von Salm⸗Horſtmar; h) der Fürſt 
zu Nheina-Wohlbeck; i) der Herzog von Croy; k) der Freiherr von Stein (jetzt deſſen 
Erben); I) der Graf von Weſtphalen; m) der Graf von Landsberg⸗Gehmen. H. Aus 
der Rhein Provinz: a) der Fürſt von Solms Braunfels; b) der Fürſt von 
Solms-Hohenſolms-Lich; e) der Fürſt von Wied; der Graf von Hatzfeld⸗Kinsweiler; 
e) der Fürſt von Salm-Reifferſcheid- Dyk. Sämmtlich mit einer Stimme, in Summa 


tzig Stimmen. 
achtzig II. Im Stande der Ritterſchaft. 


A. Aus Abgeordneten der Provinz Preußen 45 Stimmen 
2% » „ „ Brandenburg 31 » 
©. 5 » Pommern 24 » 
D. . „ » Schleſien 3⁵ ” 
. » » Dofen 22 » 
F. 5 » Sachſen 29 2 
G. » „ » Weſtphalen 20 » 
H. » 5 Rheinland 2⁵ » 

in Summa 231 Stimmen. 

III. Im Stande der Städte, 

A. Aus Abgeordneten der Provinz Preußen 28 Stimmen 
B » » Brandenburg 23 » 
C. » » Pommern 16 » 
D. „ » » Schleſten 30 » 
E, » » * 85 oſen 16 » 
F. » » achſen 24 » 
G. » > „ Weſtphalen 20 „ 
II. ” » Rheinland 25 2 

a in Summa 182 Stimmen. 

IV. Im Stande der Landgemeinden. 

A. Aus Abgeordneten der Provinz Preußen 22 Stimmen 
8 5 Brandenburgs 12 5 
C. i — » Pommern 8 » 
D. u.» » „» Schleſten 16 
E. » » » Poſen 8 . 
F. — » „ Sachſen 13 » 
Gin e > „ Weſtphalen 20 ” 
H. » » » Rheinland 25 » 


in Summa 124 Stimmen 


in Summa Summarum 617 Stimmen, 
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zen unſeres Königlichen Hauſes bis zu dem letzten Wähler in dem entlegenften 
Dorfe des weiten Staates durchdrungen ſein wird von dem lebendigen Bewußtſein 
der Nothwendigkeit, ſich um den Thron des Königs zu ſchaaren in freiem Ge— 
horſam, in brüderlicher Eintracht, weil Preußen ſeine ſchwierige Aufgabe nur 
unter einer ſtarken Regierung zu löſen vermag; wenn, wie wir eben fo zuverſicht— 
lich hoffen, alle Mitglieder der Ständeverſammlungen fern von Parteiungen, von 
Standes- und Provinzial⸗Vorurtheilen erkennen werden, daß nur, wenn der Leib 
gedeiht, die Glieder ſich wohl befinden können, dann wird der 3. Februar in 
zwieſach geſegnetem Andenken in der Geſchichte eines großen Preußens fortleben 
bis zu den ſpäteſten Tagen. 

Berlin. — Aus guter Quelle erfährt man, daß das bereits oft beſprochene 
Erekutions⸗Amt für Berlin mit dem 1. März d. J. wirklich in das Leben 
treten wird und zwar in ausgedehuterer Weiſe, als man bisher glaubte. Es fol 
len nämlich dieſem Exekutionsamte alle gerichtlichen Exekutionen ſämmtlicher Ge— 
richtsbehörden zu Berlin, jo weit fie ſich auf Beitreibung von Geldſummen, Leis 
ſtung von Handlungen, Herausgabe von Sachen, Räumung von Wohnungen, 
Regulirung von Retraditions-Rechten u. dgl. erſtrecken, übertragen werden, alle 
ohne Ausnahme, ob dieſelben bisher dem Kammergericht, dem Landgericht, dem 
Griminalgericht oder den vormundſchaftlichen Behörden zuſtanden. Man ſieht 
hieraus, daß dem Exekutionsamt ein nicht geringer Wirkungskreis beigelegt iſt, 
zumal wenn man erwägt, daß auch die zahlreichen Ermiſſionen und Intraventionen 
zu ſeinem Bereich gehören ſollen. 

Ein, wie's ſcheint, aus guter Quelle kommender Artikel des „Hamb. Corr.“ 
bemerkt unter Anderm über die Angaben der „Aachn. Ztg.“ in Betreff der bevor 
ſtehenden Befeſtigung von Swinemünde: „Der Plan der Befeſtigung des Hafens 
von Swinemünde iſt alt; indeſſen wurde derſelbe wegen anderer dringenderer Fe— 
ſtungsbauten nicht weiter verfolgt, bis die, in den letzten Jahren zum größeren 
Vortheil des Stettiner Handels begonnene und der Vollendung nahe Vertiefung 
des Fahrwaſſers von Swinemünde nach Stettin bis auf 16 Fuß der Militair- 
Behörde die natürliche Veranlaſſung gab, das Projekt wieder aufzunehmen und 
die Anfertigung der darauf bezüglichen Pläne anzuordnen, während über die Zeit 
der Ausführung noch durchaus keine Beſtimmung getroffen iſt, und ſolche wahr— 
ſcheinlich auch nicht eher beginnen dürfte, als bis die jetzt betriebenen Feſtungsbau— 
ten zu Königsberg, Lötzen, Poſen und Köln wenigſtens theilweiſe vollendet ſein 
werden. Ueber die Pläne ſelbſt können wir, da fie noch nicht aufgeſtellt find, 
nichts mittheilen, als daß unmöglich (wie der bezügliche Artikel behauptet), die in 
Pillau vor einigen Jahren erbauten Strand-Batterieen zum Muſter dienen können, 
weil der Bau ſolcher Strand-Batterieen gar nicht Statt gefunden hat. Mit dieſer 
wahren Darſtellung des Sachverhältniſſes zerfallen die eben fo gehäffigen als ab⸗ 
geſchmackten Angaben über die Urſachen dieſer Bau-Projekte von ſelbſt; zum Ue— 
berfluß dürfen wir nur verſichern, daß bewaffneten Schiffen befreundeter Nationen 
in Friedenszeiten das Einlaufen nach Swinemünde und Stettin auch nach Ausfüh⸗ 
rung der Befeſtigungen eben ſo wenig erſchwert werden würde, als dies bis jetzt 
der Fall geweſen iſt.“ a 

Berlin. — Die Fragen nach der Schuld oder der Unſchuld eines Ange 
klagten führen jetzt hier in weiten Kreiſen auf ſehr ernſte Unterſuchungen nach den 
Quellen der Schuld und der Zurechnung, wobei häufig der Satz erör— 
tert wird, in wie fern den Gebildeten eine höhere Schuld treffe als den in ſeiner 
Erziehung gänzlich Vernachläſſigten oder Verwahrloſeten. Wenn nur milde 
Strafen, nach einer ſeit Jahrtauſenden feſtſtehenden Theorie, ſtets die wirkſam— 
ſten find, fo dürften unſere Strafgeſebbücher bald eine bedeutende Umgeſtaltung 
erleiden, bei welcher der Stand der Bildung eines Verbrechers mehr, als 
bisher, berückſichtigt wird, indem die Zurechnung nur bei genauer Kenutniß und 
Erkenntniß ſtattfinden kann. Die Berathungen über den neuen Strafgeſetzentwurf 
werden davon Zeugniß ablegen, und ſchon jetzt bemerkt man mit Genngthuung, 
daß unſere Gerichte mehr, als bisher, auf die Vergangenheit eines Angeklagten 
Rückſicht nehmen, indem nur durch genaueres Eingehen in jene es möglich wird, 
ein vollſtändiges Bild der Schuld darzuſtellen. Auch dieſer weſentliche Punkt iſt 
ein bedeutender Gewinn des neuen Criminalverfahrens und der theilweiſe geſtatte— 
ten Oeffentlichkeit; erſt dann jedoch, wenn die neue Organiſation konſequent 
durchgeführt und dem ganzen Lande verliehen iſt, kann man den ganzen heilfamen 
Einfluß davon erwarten. 

Am 21. Januar ward hier eine Geſellſchaft von 7 Perſonen, Männer und 
Frauen, wegen Anfertigung falſcher (bleierner) Viergroſchenſtücke verhaftet. Als 
die Polizeibeamten in die Wohnung traten, fanden ſie den einen Mann gerade 
am Kamin bei dem Schmelzen beſchäftigt. Das Verbrechen des Falſchmünzens 
kommt, ungeachtet der hohen Strafen, mit denen daſſelbe bedroht iſt, jetzt in 
Berlin häufig vor. Am 22. Januar Abends erſchien bei einem Poſamentierwaaren— 
händler in der Jägerſtraße ein junges Mädchen, kaufte für einen Dreier Zwirn 
und wollte mit einem Thalerſtück bezahlen. Der Verkäufer erkannte dies aber ſo— 
gleich für falſch. Als er dem Mädchen dies ſagte, ergriff daſſelbe die Flucht. Das 
Thalerſtück ift ein ſchlechter Blei-Abguß. — Es hat ſich hier das Gerücht verbrei— 
tet und iſt auch von einer hieſigen Zeitung mitgetheilt worden, daß bei einer Schlä— 
gerei der Gefangenen in einem Stadtvoigtei-Gefängniß einer derſelben — ein hie— 
ſiger Schankwirth, ſo verletzt worden ſei, daß ſein Tod erfolgt wäre. Von einem 
ſolchen Vorfalle iſt jedoch weder bei dem Polizei-Präſidto, noch bei dem Griminal- 
Gericht, amtlich etwas bekannt und bei der gerichtlichen Leichenſchau über den aller— 
dings auf freiem Fuße verſtorbenen, verhaftet geweſenen Gaſtwirth H. haben ſich 


nicht die geringſten Spuren von äußern Verletzungen gezeigt, welche auf erlittene 
Miß handlungen hindeuten. 

Breslau. — Reiſende, welche kürzlich in Krakau waren, verſichern, daß 
der daſige Bahnhof im Bau ziemlich vorgeſchritten und im Rohbau alles fertig ſei. 
Die Schienen liegen bereits bis eine Meile vor Przeſzawice. Tritt der Frühling 
zeitig ein, ſo dürfte die Eröffnung der Bahn jedenfalls im Laufe des Monats Mai 
erfolgen. Ferner wird uns aus Krakau gemeldet, daß in den letzten Tagen des 
vorigen Jahres das Kriegsminiſterium in Wien entſchieden habe, die Trace von 
Oderberg-Oswein nicht über Chrzauow und Krakau, ſondern wie dies ſtets im 
Projekt und Herrn v. Rothſchild zugeſichert worden war, auf dem rechten Weich⸗ 
ſelufer über Podgorze nach Bochnia führen zu laſſen, da ſtrategiſche Rück⸗ 
ſichten den zweimaligen Weichſelübergang verböten. 

Aus Breslau ſchreibt eine Norddeutſche Zeitung: „Der junge Kaplan, wel⸗ 
chen der Fürſtbiſchof als Inſpektor des Kloſters der barmherzigen Brüder eingeſetzt, 
hat dieſer Tage ſämmtliche proteſtantiſche und chriftfatholifche Handwerker, welche 
für das Kloſter arbeiteten, entlaſſen. Manche von ihnen lebten nur von dieſer 
3 gehen jetzt bei ihren Glaubensgenoſſen umher und bitten um milde 

aben. 

Münſter. (Elberf. Z.) Die Nachricht, daß der frühere Königlich Preuß. 
Artillerielieutenant Schliem bach im Dienſte der Sheiks ſei und deren Artillerie 
im letzten Kriege gegen die Engländer geleitet und von dort her mit⸗ 
getheilt haben ſoll, daß ſich die Sheiks im Innern des Landes zu einem neuen 
Kampfe vorbereiten, iſt nicht richtig. Schliembach befindet ſich gar uicht in In⸗ 
dien, ſondern hat ſeinen gegenwärtigen Aufenthalt in der Irrenanſtalt zu Sieg⸗ 
burg, wohin er nach einer bereits früher veröffentlichten Berichtigung der „Allgem. 
Preuß. Zeitung“ gebracht worden, nachdem er in Folge eines gegen ihn erlaſſenen 
Verhaftbefehls in Köln verhaftet, weil er Geheimniſſe der Preußiſchen 
Artillerie widerrechtlich verrathen haben ſoll, und das Unglück ge- 
habt hat, wahnſinnig zu werden. 


Ansland. 
ed un tic umme d. 


Dresden den 4. Februar. Der Himmel hat uns ſeit mehreren Tagen mit 
gewaltigen Schneemaſſen überſchüttet und dadurch für die Bewohner unſeres 
Elbthals die Veſorgniſſe eines hohen Waſſerſtandes bei völligem Thauwetter ge- 
ſteigert. Zwar hält hier ober- und unterhalb der Brücke die Eisdecke den Fluß 
noch gefeſſelt, allein weiter hinauf ſoll dieſelbe ſchon gebrochen und ſich in der Ge⸗ 
gend don Laubegaſt in gewaltigen Maſſen aufgeſchichtet haben. Die Kanonen des 
Eiscommandos zeigten den Bewohnern der Elbſtädte und Dörfer ſchon am 31ſten 
Januar die Nähe der Gefahr an, allein der wieder eingetretene Froſt hemmte den 
völligen Bruch des Eiſes, während ſeit dieſer Zeit ununterbrochen der Schnee in 
weichen, wäſſerigen Flocken herabſtrömt. Der Waſſerſtand war geſtern 18 Zoll 
über 0. Gebe der Himmel, daß dieſer Kelch diesmal an uns vorüber gehe, denn 
bei der allgemein herrſchenden Noth und Armuth bedarf es wahrlich gegenwärtig 
keiner neuen Steigerung, um zu den ernſteſten Beſorgniſſen zu führen. 

Aus Baiern vom 30, Jan. meldet das Mannheimer Journal: „Wie wir 
ſo eben erfahren, iſt dem Fränkiſchen Merkur in Bamberg der Debit durch 
die Bairiſchen Poſten entzogen worden. Dieſes Blatt wird zum zweiten Male 
von einem ſolchen Verbote betroffen.“ 

Aus Kurheſſen ſchreibt man dem Frankfurter Journal: „An mehrere 
Kreisämter des Kurſtaats iſt die Weifung ergangen, etwaige Adreſſen an die 
Abg. Henkel und Sunkel polizeilich zu verhindern, beziehungsweiſe zu kon⸗ 
fisciren.“ 

Frankfurt aM. — Wie man vernimmt, hat die Bundesverſammlung 
die Beſchwerden Lübecks gegen Dänemark in der Eiſenbahnfrage bereits in Bera⸗ 
thung gezogen und man erhofft eine kräftige Einſchreitung des Bundes. 

(Weſiph. M.) 

München. — Von den 15,000 Fl., welche Se. Majeſtät der König 
jedem Kreis zur Unterſtützung der Schullehrer zugewieſen, erhielten auch dle iſrae⸗ 
litiſchen deutſchen Lehrer, mit Ausnahme der Religions-Lehrer, ihren gebührenden 
Antheil, fo wie fie alljährlich momentane Unterſtützungen aus Kreismitteln, und 
diejeuigen, welche Vorbereitungs-Lehrer ſind, ſo wie die Schul-Lehrlinge ſelbſt, 
eine Remuneration und beziehungsweiſe eine Unterſtützung aus den desfalls an⸗ 
gewieſenen Kreis-Fonds erhalten. 

Heidelberg. — Die hieſigen Studenten verabredeten ſich bekanntlich, wegen 
ſchon gemeldeter Vorgänge, dem Prof. Morſtadt eine beſondere Demüthigung 
angedeihen zu laſſen. Morſtadt erfreut ſich zwar ſonſt eines zahlreichen Beſuches 
ſeiner Vorleſungen. Seine Hefte ſind nämlich gut, und ſein faſtnachtsmäßiger 
Vortrag lockt nicht minder eine Menge Zuſchauer herbei. Sein unmäßiges Schimp⸗ 
fen iſt hauptſächlich aber den Studirenden verhaßt. Daher beſchloſſen dieſe, wie 
bemerkt, gegen Morſtadt ihre Mißbilligung zu äußern. Zu dieſem 
löblichen Zweck wählten fie das Mittel, dem geh. Rath Mittermaier einen 
Fackelzug zu bringen, der auch ausgeführt wurde. Mittermaier hielt dabei eine 
ſalbungsvolle Dankrede, in welcher mir zweierlei beſonders auffiel. Einmal, daß 
er die Urſache dieſes Fackelzugs nicht unbedingt in feine Händel mit Morſtadt ſetzte, 
ſondern nur „vielleicht.“ Sodann, daß er dieſe Gelegenheit benutzte, eine mehr 
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als halbſtündige politische Verleſung zu halten, in der er „feine jungen Freunde“ 
auf den Pfad der rechten Mitte zu leiten ſuchte. 

Nach einer mir eben aus zuverläſſiger Quelle zugekommenen Nachricht ift Pro— 
feſſor Morſtadt durch Miniſterialreſkript bis auf weiteres aus dem Spruch— 

ollegium entfernt. 
Fer a n. kf rei ch. 

Paris, 1. Febr. — Hr. Guizot hat unterm 25. d. auf die letzte Note 
Lerd Palmerſton's geantwortet. Mit Hinweiſung auf den in ſeiner Note vom 

= November ausgeſprochenen Wunſch, einen Streit geſchloſſen zu ſehen, der zu 
weiterer Aufklärung der Thatſachen nichts beitragen könne, erklärt der franzöſiſche 

iniſter, daß er, auch jetzt von demſelben Gefühl beſeelt, und den Befehlen des 
Könige im Miniſter-Rathe gemäß, ſich einer vollſtändigen und in alles Einzelne 
eingehenden Antwort auf die Palmerſtonſche Note enthalten, ſondern ſich darauf 
beſchränten wolle, ſeine Bemerkungen über einige Stellen derſelben zu machen, 
die unmöglich ganz ohne Berichtigung gelaſſen werden könnten. Hoffentlich werde 
er ſo dazu beitragen, dieſer Debatte endlich ein wirkliches Ziel zu ſetzen. Das 
Journal des Döbats glaubt, daß dieſe Antwort, die vor einigen Tagen dem 
britiſchen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten mitgetheilt worden, nichts zu 
wünſchen übrig laſſen werde; ob ſie auch den zwiſchen beiden Regierungen ans: 
gewechſelten Mittheilungen ein Ziel ſetzen dürfte, könne man freilich nicht wiſſen; 
ledeufalls aber ſei fie dazu geeignet, den „Spitzfindigkeiten und erbärmlichen Schi⸗ 
kanen“, auf welche man in der letzten Zeit dieſe Frage zurückzuführen geſucht habe, 
Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen. 

Die letzten Tage haben wieder neue Berichte von Ruheſtörungen in Folge der 
Theurung der Lebensmittel gebracht. Zu Pont Labbé im Departement Finiſtere 
wurde eine nach Plymouth beſtimmte Ladung Kartoffeln geplündern und der Maire 
gemißhandelt; erſt durch herbeigerufene Truppen gelang es, die Ruhe herzuſtellen, 
und es wurden 18 Individuen verhaftet. An mehreren Orten des Departements 
der Nordküſten ſind Getreide-Transporte angehalten worden, wobei es auch zu 

haͤtlichkeiteu kam. Zu Orleans beſorgte man am 24. eine Emeute, es blieb 
aber beim Abſingen der Marſeillaiſe. In den Departements der Mayenne und 
der Eure ziehen Bettler Schaaren umher, die drohend Brod und Geld verlangen. 
Ju Rennes widerſetzten ſich Arbeiter dem Transport von Getreide, ebendaſelbſt 
ſuchten Andere die Schifffahrt auf der Vilaine durch Hineinwerfen von großen 
Steinblöcken vor die Thore der Schleuſe zu hemmen. N 

Wie vorauszuſeben war, iſt geſtern an der Börſe im Momente der beginnen⸗ 
den Liquidation wirklich noch ein Steigen der Papiere eingetreten. 

Mit dem Schiff „Zenobia“ find zu Liverpool Nachrichten aus Neupork 
dom 6. Januar eingegangen. Der Präſident Polk hat unterm 29. December 
NE Bolſchaft an den Kongreß gerichtet, die Ernennung eines Obergenerals der 
gegen Mexiko im Felde ſtehenden Armeen betreffend. Tampico war von einem 
Corps Merikaniſcher Reiterei — es ſollen 7000 Pferde geweſen fein! — ange⸗ 
griffen worden. Die Amerikaner hatten den Angriff zurückgeſchlagen. Santa 
ee ſtand mit 37,000 Mann bei San Luis Potofi. In der Hauptſtadt Me⸗ 

o war es zu einem Pronunciamento gekommen, Herrera hat den Al⸗ 
monte ausgetrieben. 
Se . 

Wien. (N. K.) Die Britiſche Thronrede hat hier in den höhern 
Kreiſen einen beinahe noch peinlicheren Eindruck gemacht als die Franzöſiſche Ei⸗ 
Bet. ſolchen Rückſichtsloſigkeit hatte man ſich zu dem Whigkabinet nicht verſehen. 
Während die Spaniſchen Heirathen eben nur erwähnt und das Urtheil darüber 
dem verſammelten Parlament überlaſſen wird, bildet Krakau den Angelpunkt der 

deßjahrigen Energie Englands und wird darüber ein präſeindirend feſtes Urtheil 
meaalbrocen, — Die beabfichtigte Zerfällung Galiziens in zwei Gouverne— 
lediglich r. „einen öſtlichen und weſtlichen, iſt aufgehoben worden. Krakau wird 
ir einen Kreis des Königreichs bilden. Sein bisheriges Budget 

a etwa 300,000 Preuß. Thlr.; die indirekten Steuern waren bis jetzt das 
ſelbſt beinahe unbekannt. 
führung ſämmtlicher Staatsmonopole auf das rüſtigſte gearbeitet; bis zur Ein⸗ 


richtung der Verzehrungsſteuer wird die Zwifchenlinie bei Podgorze aufrecht erhals 
ten werden. 


Prag. — Als künftigen politiſchen Chef unferer Provinz bezeichnet das Ger 
rücht den ſeitherigen Gouverneur von Mähren und Schleſien, Grafen Stadion, 
deſſen ſtaatsmänniſches Talent ſich bei feiner jüngſten Sendung in Galizien erprobt 
u — Aus Wien vernehmen wir, daß die erlauchte Wittwe des verewigten 

therzogs Palatinus mit den jungen Erzherzogen und Erzherzoginnen ihren 

ohnſiz in unſerer Hauptſtadt aufſchlagen werde. 

ien. 

be Krakau, den 1. Februar. — Die Hoffnung, welche wir eine Zeit lang 

gten, daß, ſo lange das preußiſche Poſtamt ſich in unſern Mauern befindet, 
dem Debit der preußiſchen Zeitungen, keine weiteren Hinderniſſe von Seiten un- 
ſerer Behörden in den Weg gelegt und dieſe ſich nur auf das Verbot ſie öffentlich 
auszulegen beſchränken werden, iſt durch ein geſtern an der preußiſchen Grenze 
vorgefalleues Factum fehr getrübt worden. 

. Jaunar ſtatifindenden) Nevifion des Poſtwagens von Seiten der Grenzjolls 
beamten, fämmtliche Zeitungen in Beſchlag genommen. Und zwar traf dieſe Bes 
ſchlagnahme auch ſolche Zeitungen, deren Debit auch in den übrigen Staaten de 


25. Jan. erhalten. 


Nunmehr wird bei der K. K. Hofkammer an der Cin⸗ 


Es wurden nämlich bei der (ſeit dem 


öſterreichiſchen Monarchie ausdrücklich erlaubt iſt, wie die Allg. Preuß. Zeitung, 
die Augsburger Allgemeine, das Journal des Debats u. a. Wir können daher 
der Vermuthung Raum geben, daß jene Beſchlagnahme weniger auf Befehl der 
Behörden, als vielmehr aus übertriebenem Dienſteifer des betreffenden Zollbeams 
ten ſtattgefunden hat. — Die heutige Nummer der Gazeta Krakowska enthält 
eine nachträgliche Kundmachung zu der vom 18. Januar d. J. mit den Beſtimmun⸗ 
gen Betreffs der Einführung der Staatsmonopole in unſerm Gebiete. Gegen- 
jtände des Staatsmonopols find: 1) Koch-, Sud⸗, Stein- oder Meerſalz; 2) 
Tabak, roh oder verarbeitet; 3) Salpeter in rohem oder geläutertem Zuſtande, 
oder gemengt mit andern Stoffen; 4) Schießpulver. — Der Handel mit Salz 
iſt nach dem §. 3. dieſer Kundmachung von nun an jedem als freies Gewerbe ges 
ſtattet, ohne daß zu deſſen Betriebe eine amtliche Bewilligung eingeholt werden 
müßte. Es kann daher Jedermann zu dieſem Zweck Salz aus den Kaiſerl. Vers 
kaufs⸗Niederlagen zu dem bei denſelben allgemein feſtgeſetzten Preiſen erkaufen. 
Die Kundmachung bringt dieſerhalb auch die Preiſe der verſchieden Arten Salz 
zu Wieliczka und Bochnia, deren nähere Angabe jedoch für ein auswärtiges Lefes 
publikum von weiter keinem Intereſſe iſt. — Die Beſtimmungen über das Tabak, 
Pulver- und Salpeter⸗Monopol ſollen ſpäter veröffentlicht werden. 
Großbritannien. 

London den 30. Januar. Der Globe meldet in feinem heutigen Vörſen⸗ 
Bericht, daß die Regierung ein Schiff mit Waffen und Munition, welche für die 
Junta von Porto angekauft geweſen ſeien, in Folge des Geſetzes, welches Wer: 
bung und Waffen⸗Ankauf für fremde Regierungen verbietet, habe konfisziren laſſen. 
Der Globe fügt hinzu, daß die Inſurgenten zwar bei Vielen hier in England 
Theilnahme und Beifall finden, weil ſie gegen das Syſtem kämpfen, welches die 
Königin mit Hülfe der Cabrals einführen möchte, daß man aber andererſeits ſehr 
unzufrieden mit der Art und Weiſe ſei, wie ſich die Junta von Porto durch 
Zwangs -Anleihen und Konfiskationen Geld zu verſchaffen geſucht habe. Das 
weggenommene Schiff heißt die „Black Cat“, iſt mit 6 Karounaden bewaffnet und 
hat 4000 Fäſſer Pulver am Bord. Der Portugieſiſche Geſandte kam mit ſeinen 
Reklamationen gegen die Ausklarirung des Schiffes bei der Regierung ein, gerade 
einen Tag nachdem die Regierung das Schiff hatte konfisziren laſſen. 

Im Unterhauſe erwiederte Lord Palmerſton auf eine Anfrage des Hru. 
Finch, daß er eine Antwort Guizot's auf feine letzte Note über die Spaniſche 
Heirath erhalten habe und dem Haufe vorlegen werde. Auf eine wiederholte An 
frage des Herrn Hume über die Merikaniſchen Kaperbriefe, welche angeblich in 
London ausgegeben ſein ſollen, erwiederte Lord Palmerſton, daß er auf ſeine 
Anfrage bei General Mendoza zur Antwort erhalten habe, es ſei gegenwärtig Nie⸗ 
mand in London ermächtigt, mexikaniſche Kaperbriefe auszugeben. 

Der miniſterielle Plan zur Beſeitigung der Noth in Irland findet in der 
Preſſe wenig Beifall. Die Times find entſchieden dagegen und meinen, man 
thäte beſſer, ein- für allemal 10 Mill. Pfd. jährlich im Budget für Irland aus⸗ 
zuſetzen, damit die Celten als Gentlemen leben könnten, unbekümmert, ob bie 
Sachſen ſich als Spießbürger, Laſtträger und Straßenfeger abquälten. 

Spanien. 

Auf telegraphiſchem Wege hat man zu Paris Nachrichten aus Madrid vom 
Der Herzog von Sotomajor (Marquis Caſa Irufo) 
konnte ſich nicht verſtändigen mit dem Herrn Mon. Er mußte darum der Königin 
die erhaltene Vollmacht, ein Miniſterium zu bilden, zurückſtellen. Die Königin 
hat darauf den Herrn Caſtro Orozco, Präſidenten des Kongreſſes, rufen laſ⸗ 
fen. Dieſer trat in Konferenz mit den Herren Bravo-Murillo und Pacheco. 
Es heißt zu Madrid, er werde ein Miniſterium vorſchlagen, zuſammengeſetzt aus 
drei Mitgliedern der Fraction Pacheco, ohne dieſen, und aus drei Mitgliedern 
der Fraction Bravo-Murillo, ebenfalls ohne ihren Chef, dieſes Coalitions⸗ 
miniſterium würde dann unter dem Vorſitz des Marquis Miraflores an's Ruder 
treten. Der Kongreß hatte ſich definitiv konſtituirt. Die beiden Vicepräſidenten 
und einer der Sekretaire gehören zu der „konſtitutlonellen Oppoſitionspartei.“ — 


Vermiſchte Nachrichten. 

London. Der berühmte Nordpol-Reiſende, Sir J. Roß, hat in einem 
Briefe an die aſtronomiſche Geſellſchaft deren Aufmerkſamkeit darauf gelenkt, daß 
bisher alle Verſuche ſowohl zur Meſſung eines Bogens des Meridians auf Spitz 
bergen, als auch zur Erreichung des Nordpols hauptſächlich deßhalb mißlangen, 
weil man den Sommer dazu gewählt, während die Monate April und Mai die 
einzige hierzu geeignete Jahreszeit ſeien. Daher hat er der Admiralität den Vor⸗ 
ſchlag gemacht, zur Erreichung dieſer beiden fo viel gewünſchten Zwecke in Spib⸗ 
bergen überwintern und dort ſeine Offiziere und Mannſchaft unter Leitung des 
Sohnes von Prof. Schuhmacher zu verwenden, um dann zur geeigneten Jahreszeit 
auf von Schwediſchen Pferden gezogenen Schlitten nach dem Nordpol ſich zu bes 
geben. Dieſen Plan billige auch Dr. Seoresby; ſowohl dieſer, als er zweifelten 
um fo weniger an vollſtändigem Erfolge, als er (Sir John) durch feinen Aufent⸗ 
halt in Schweden in dieſer Art zu reiche Erfahrungen gemacht. 

Berlin. — Der Runkelrübenzucker ſcheint doch noch zu Ehren kommen 
zu ſollen; denn wie uns Engliſche Wlätter berichten, ſcheint man ernſtlich daran 
zu denken, den Zucker zum Deſtilliren und Brauen zu verwenden. Es 
kaun nicht fehlen, daß dadurch die Zuckerpreiſe weſentlich ſteigen und uns 


fer Export von Getreide auch mehr abnehmen wird. Es wird dadurch 
aber auch nöthig werden, daß man die Zölle auf Zucker herabſetze, nicht une 
damit den unbemitteltern Volksklaſſen es möglich wird, auch an dieſer Süßigkeit 
des Lebens Theil zu nehmen, ſondern was noch mehr ſagen will, damit die Zoll⸗ 
kaſſe nicht ungefüllt bleibe. 
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alſo 2000 P. pr. Kopf. 


Summe übrig. 


Uriel Acoſta; 
Gützkow. (Mauuſcript.) 


Zeitung für Litthauen und 
Maſuren. 


Auf dieſe feit dem Iſten Januar d. J. in Gum⸗ 
binnen täglich erſcheinende Zeitung nehmen fämmte 
liche Königl. Poſtanſtalten Beſtellungen an und wer— 
den die bis jetzt erſchienenen Nummern nachgeliefert. 
Der vierteljährige Pränumerationspreis beträgt für 
Auswärtige 1 Rthlr. 20 Sgr. Anzeigen aller Art 
werden pro Zeile 1 Sgr. aufgenommen. Probeblät⸗ 
ter find den Königl. Poſtämtern eingeſandt. 


Bekanntmachung. 

Die unverehelichte Mina Schulvater aus Me— 
ſeritz und der Handelsmann Louis Wiener aus 
Schwerin, haben mittelſt Ehevertrages vom Aten 
December 1846 die Gemeinſchaft der Güter und des 
Erwerbes ausgeſchloſſen, welches hierdurch zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht wird. 

Schwerin, den 18. December 1846. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Bekanntmachung. 

Das hierſelbſt in der Vorſtadt Zawade sub 
No. 114. B. gelegene, dem Königl Steuer-Fiskus 
gehörige, und bisher als Thor-Kontrole benutzte 
Grundſtück, beſtehend 

a) aus einem in ausgemauertem Fachwerke erbaus 

ten und mit Ziegeln gedeckten Wohnhauſe, 

b) aus einem hölzernen Stalle, 

c) aus einem dergl. Abtritt, und 

d) aus dem dazu gehörigen Hof- und Gartenrau⸗ 

me, zuſammen einſchließlich der Bauſtelle, 

mit einem Flächeninhalt von 333 [[Ruthen und 
nach der aufgenommenen Taxe auf 622 Rthlr. 17 
Sgr. 6 Pf. geſchätzt, ſoll in Folge Auftrages des 
Herrn Provinzial⸗Steuer⸗Direktors hierſelbſt öffent⸗ 
lich im Wege der Licitation in dem dazu 

auf den Iten März 1847 
des Vormittags um 9 Uhr in dem Geſchäſts⸗Lokale 
des unterzeichneten Haupt⸗Steuer⸗Amtes anberaum⸗ 
ten Termine veräußert werden, was wir mit dem 
Bemerken hierdurch bekannt machen, daß jeder Bie— 
tungsluſtige ſpäteſtens in dem Termine vor Abgabe 
feines Gebots eine Kaution von 50 Rthlr. baar oder 
in Cours habenden Effekten zur Sicherung der Er— 
füllung ſeines Gebots zu deponiren hat, und daß die 
aufgeſtellten Licitations- und Verkaufs-Bedingun⸗ 
gen, fo wie die Taxe und das fiskaliſche Beſitz-Do⸗ 
kument während der Amtsſtunden in unſerer Regi- 
ſtratur eingeſehen werden können. 

Poſen, den 4. Februar 1847. 

Königl. Haupt-Steuers Amt. 


Ein im ländlichen Kaſſen- und Fabrikweſen geüb⸗ 
ter junger Mann wünſcht unter billigen Bedingun— 
gen eine Anſtellung als ſolcher, oder als ſelbſtſtän⸗ 
diger Guts⸗Verwalter. Adr. R. H. fr. poste re- 
slante Posen. 


Verſicherung gegen Hagelſchaden. 

Die Reſultate der Verſicherung gegen Hagelſcha— 
den bei der, auf Gegenſeitigkeit gegründeten Geſell⸗ 
[haft zu Erfurt, find im Jahre 1846 fo günſtig 
geweſen, daß fie im Stande iſt, den ordentlichen 
Mitgliedern (Verſicherer, die ſich für 5 Jahre ver— 
bindlich gemacht haben) 66 Procent ihrer Prämien, 
in Anrechnung auf die neue Prämie pro 1847), zus 
rück zu gewähren. 

Da der Beitrilt zu dieſer Geſellſchaft im raſchen 
Vorſchreiten ift, fo kann mit Zuverſicht erwartet wer⸗ 
den, daß, ſofern nicht fo ungewöhnliche telluriſche 
Erſcheinungen eintreten, wie im Jahre 1845, die 
nächſten Jahre gleich günſtige, wenn nicht noch gün⸗ 
fligere Verhältniſſe ergeben werden, wie fie das vos 
rige Jahr geboten hat. 

Es iſt daher jedem Landwirthe nur anzurathen, 
einer Geſellſchaft beizutreten, bei der er den Werth 
feiner Feldfrüchte zu fo günſtigen Bedingungen ſicher 
ſtellen kann. 


Fünfzig Neger von Havauna, meiſt Sklaven, haben das große Loos der 
Königl. Lotterie in Spanien gewonnen. Der ganze Gewinn iſt 100,000 Piaſter, 


Da der Preis eines Sklaven nur 400 — 750 P. be⸗ 


trägt, ſo können ſie ſich die Freiheit erkaufen und behalten auch außerdem eine 


Die Theilnahme an der Geſellſchaft vermitteln die 
Herren M. Berliner in Oſtrowo, 
„Kämmerer Buchwald in Birnbaum, 
Buhr in Goſtyn (Beamter), 
Kaufmann A. Cleemann in Frauſtadt, 
Köhler in Gneſen, 
Apotheker Legal in Koſten, 
Kaufmann G. A. Marweg in Schildberg, 
Piton in Wongrowitz, 
Kaufmann S. Schiff in Wollſtein, 
Kaufmann und Rathsherr Fr. Ziethen in 
Schwerin a W., 
und der unterzeichnete 
General-Agent 
der Erfurter Hagelſchaden-Verſicherungsgeſellſchaft 
Fr. Bielefeld zu Poſen. 


u u bun n n un n 


Das in dem Dorfe Niepruſzewo bei Ruf un- 
ter No 5. belegene Grundſtück, beſtehend aus Wohn— 
und Wirthſchafts-Gebäuden und 135 Morgen 146 
[IRuthen Land nebſt Inventarium iſt zu verkaufen 
oder auf 9 Jahre zu verpachten. Das Nähere hier— 
über erfährt man an Ort und Stelle oder von dem 
Herrn Probſt Vazynski in Neuſtadt bei Pinne. 


FFC 
8 Avis 25 
2 5 1 >77 8 
70 Meine 59 Geſchäftsfreunde 
5 bitte ich hiermit, mich nicht mit 5% 
der Firma „J. J. Knips“ dahier; 
verwechſeln zu wollen. > 


Sen fie, den ien Fes 8 
j 285 


„ A. J. Knips jun.; 


Geſonnen vom Iften April d. J. ab eine Pens 
ſions⸗Anſtalt zu gründen ſowohl für Kinder, die eine 
hieſige Schule beſuchen, als für erwachſene Mäd— 
chen, welche an Privatunterricht Theil nehmen oder 
ſich zur Erlernung der Wirthſchaft und zu weiterer 
Ausbildung in der Reſidenz aufhalten ſollen, erlaus 
ben wir uns, den geehrten Eltern und Vormündern 
dieſe Anſtalt angelegentlichſt zu empfehlen, indem wir 
bemerken, daß, außer gewiſſenhafter Zucht und Pfle= 
ge, genauer Veaufſtchtigung der Schularbeiten, fo 
wie des Uebens im Pianoforte-Spiel, die Conver⸗ 
ſation fowohl Deutſch als Franzöſiſch geführt und 
in allen feinen Handarbeiten Unterricht ertheilt wer⸗ 
den wird. Das Penſtonshonorar, mit Ausſchluß 
der Wäſche, beträgt 150 Rthlr. Courant, wird die 
Beſorgung der Wäſche gewünſcht, 180 Rthlr. 

Emilie und Bertha Weiße, 
Beſſelſtraße No. 17. 
bis Oſtern d. J. Hausvoigteiplatz⸗ 
Ecke No. 13. in Berlin. 


2 Beahtungswerthe Anzeige. 

Den geehrten Meßreifenden machen hiermit die 
Anzeige, wie wir zur bevorſtehenden Frankfurt a/ O. 
Meſſe 4 bequeme Perſenen-Wagen errichtet haben. 
Dieſelben gehen den löten, 16ten, I7ten d. Mts. 
Nachmittags präcis 2 Uhr von hier ab und treffen 
in 30 Stunden bei Verluſt des Paſſagiergeldes, da= 
ſelbſt ein, für ein feſtgeſetztes Perſonengeld von 3 
Rthlr.; eben fo werden die beſagten Wagen vom 
22ſten, 23ſten, 24ſten huſus zur Rückfahrt von 
Frankfurt ab und in oben feſlgeſetzter Zeit hier eins 
treffen. 

Unſer Comptoir zur Aufnahme von Perſonen be— 
findet ſich hier Krämerſtraße 13, ſchräge über der 
Brodhalle beim Herrn Louis Levy. 

In Frankfurt im Hauſe des Spediteur Jenrich, 
Tuchmacherſtraße. 

Poſen, im Februar 1847. 

G. Salomon & C. Lenz. 


In dem ehemaligen Woykowskiſchen Haute 
Markt No. 28. iſt ein Laden mit zwei Stuben, und 
mehrere Wohnungen in der erſten und zweiten 
Etage, vom Ifen April c. ab zu vermiethen. Das 
Nähere zu erfragen bei dem ZiegeleisBefiger Kin aſt 
Gerberſtraße No. 49, 


Vom Iſten April d. J. ab find bei mir kleine 
Gerberſtraße 106. Wohnungen von 40 — 150 Rtlr. 
zu vermiethen. Friedrich Barleben. 


Zu vermiethen: 
Friedrichsſtraße No. 21. im 2ten Stock eine Woh⸗ 
nung von 6 bis 8 Stuben mit allem Zubehör. Zu 
Oſtern zu beziehen. 


Thermometer- und Varometerſtand fo wie Wind⸗ 
richtung zu Poſen, vom 31. Jan. bis 6. Februar. 


Thermometerſtand 


Barometer⸗ ind. 
Stand. Wind 


31. Jan. 00% + 12° 27 3. „end. 
1. Febr. 9.0% + 2.0% 75,0 [A D. 
1 + 0,0% + 2.2% 127 9,0 [SW 
S. + 0,0% + 1,0127 - 110 - [NO. 
4. [— % ef f 155% 7 115% SW. 
En. — 2,0% — 0, » 28 11 W. 

8 — 0,5% — 0,0 [27 8,4 [SW 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours - Zettel. 


Zins- | Preus. 


Den 4. Februar 1847. 


Staats-Schuldscheine ... +: +» 31 954 | 94% 
Präm.-Scheine d. Seebdl. a 50T. — 94 — 
Kur.- u. Neum. Schuldversehr . 31 921914 
Berliner Stadt- Obligationen. 95 944 
Westpreussische Pfandbriefe 34 — 92 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . | 4 | 101% 1012 
dito dito dito 31 | 92 | 94 
Ostpreussische dito 3| —, 954 
Pommersche dito. 3 | 9% 957 
Kur- u, Neumärkische dito. 34 964 | 964 
Schlesische dito 3 | — 964 
dito v. Staat. g. Lt. 383. 34 — — 
Friedriehsd'or . — 1377 13% 
Andere Goldmünzen a5 Thlr. — 12 11 
Discontiio 0.0006 — 4 5 
Actien, ; 

Berl. Anh. Eisenbahn Lit. A. N — — 
dio dto. Prior. Ob lig... | 4 = a 
Berlin-Hamburger ....... H 4 1014 1004 

do. Priorität. 43 | 1004 | 993 
Berlin-Potsd,-Magdeb, ..... 4 9443 — 
dio. Prior, Oblie. .... 225 4 94 934 
uo. dio. dia cm, a 
Brl,-Stet. E. Lt. A,und 3. a 
Bonn Kölner Eisenbahn .... 5 — 
Bresl.-Schweid.-Freibg.-Eisenb. 4 11 — 
dito. dito. Prior, Oblig | 4 = — 
Köln Mind. v. .... 4 — 937 
Diss. Elb. Eisenbalñnn 906 1053 
dto. dto. Prior, Oblie..... 4 17 — 
Magdeb-.Halberstädter Eisenb. 4 i 
Magd. Leipz. Eisenbahn P — — 118 
dito. dto. Prior. Oblig. 4 — 
Niederschl.- Märk. 4 901 
do. Priorität 4 95 94% 

do. Priorität 5 — 1004 
Nied,-Mrk. Zwgb. ..... BE U a 
do. Priorität 4 — — 

Ob.- Sehles. Eisenbahn Lt. A. 4 10634 — 
do, do. Prior.-Obl..,.. 4 — — 
e 805 ene — 974 — 
Rhein. Eisenbahn —4 — 854 
do. Stamm-Prior. (voll eingez.) 4 5 90% 

dto. dte. Prior. Ogg. 4 85 901 

dto. vom Staat garant. 34 — — 
Eee N 4 97% | 963 
Wilh.-B. (C.-O. )))) 4 857 — 


Getreide-Marttpreife von Poſen, 


den 5. Februar 1817. 551 5 — 

i 
(Der Scheſſel Preuß.) [e 2 114 
Weizen d. Schſſ. zu To itz.“ 2] 231-1 21 28, — 
Roggen dito 2 15/—| 2 20— 
Gerſte. 11 20)—| 21 6 8 
Hafer. . 11 41.6, 10. 
Buchweizen . 2! 15— 2 201— 
Erbſen 223— 2 28— 
KartoffelXundd. —24— — 280 8 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 17 6 — 20— 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 71 —— 8 —|— 
Bulter das Faß zu 8 Pd. 11 200— 21 —— 


